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Zu den Fenstern zieht kalte Luft her-
ein. Gerade jetzt, bei den eisigen Tem-
peraturen ist es besonders spürbar.
Mancher Hausflur, Keller oder Spei-
cher ist eine Zumu-
tung. Obwohl im-
mer wieder ange-
mahnt, die nötigen
Reparaturen in den
Wohnungen, an den
Wohnhäusern, im
Treppenhaus, der
Dachrinne oder an
Haus- und Woh-
nungstüren bleiben
aus. Die Grundstücks- und
Baugesellschaft Heiden-
heim (GBH) vertröstet von
Jahr zu Jahr. "Nun wohne
ich hier schon seit über 20
Jahren, aber hier wurde
kaum was gemacht!" Diese
Aussage von GBH-Mietern
ist beileibe kein Einzelfall.
Auffallend viele Wohnun-
gen stehen leer. Die Woh-
nungen bei der GBH seien - gemessen
an der Qualität - zu teuer, sagen viele
Mieter. Irgendwo anders "privat" eine
Wohnung suchen sei besser.
DKP-Stadtrat Reinhard Püschel geht
mit seiner Unterschriftenliste von
Haus zu Haus. Vor allem die Ost-
stadtmieter sind froh, daß endlich ei-
ner etwas unternimmt. "Hoffentlich
hilft das", sagen einige skeptisch, und

sie unterschreiben. Besser, man tut
etwas! Püschel ist nicht allein. Seine
Parteifreunde helfen beim Unter-
schriftensammeln mit. Vor den

H a u s b e s u c h e n
wird der Text be-
reits in die Brief-
kästen gesteckt.
Manche findet Pü-
schel dann schon
unterschrieben in

seinem Briefkasten wieder.
400 Mieter und Mieterinnen geben
in der Oststadt ihre Unterschrift.
150 sind es auf dem Galgenberg.
200 Unterschriften kommen aus
"Klein Zürich", der Voith- und Ei-
senbergsiedlung. Der Rest der Un-
terschriften kommt aus der West-
stadt und vom Zanger Berg. Die
Mieter sind sauer auf die GBH, weil

sie regelmäßig die Mieten erhöht,
"ohne etwas für die Wohnungen zu
tun", sagen die Mieter. Wohnen ist ein
Menschenrecht! Die GBH aber kas-
siert nur. Sie kassiert für die Aktio-
näre. Die Mieter, von denen die GBH
das Geld hat, sind ihr "scheißegal". So
sagen es die Mieter und Mieterinnen.
Und die müssen es ja schließlich wis-
sen.
Auf die Frage, was soll mit der Unter-
schriftensammlung bezweckt werden,
sind sich viele Unterzeichner mit Pü-
schel einig: Druck auf die Verantwort-
lichen bei der GBH machen. Eine an-
dere, soziale Mietpolitik muß her. Mit
6000 Wohnungen in Heidenheim hat
die GBH eine Monopolstellung. Diese
Stellung darf die GBH nicht schamlos
ausnutzen. Weil sie eine Aktiengesell-
schaft ist und an der Börse
"spekuliert", kann sie sich nicht sozial
geben. Sie muß ihre Gewinne von Jahr
zu Jahr steigern. Der "soziale Klim-
bim" wäre dabei nur hinderlich.
Für Stadtrat Püschel ist das daher der
falsche Weg. Eine Baugesellschaft
darf seiner Meinung nach kein auf
"Gewinn orientiertes Unternehmen
sein. Wohnen ist ein Menschenrecht
und bildet die soziale Grundlage einer
jeden Familie, eines jeden Menschen.
Wohnungspolitik ist eine soziale Auf-
gabe. Sie muß dem Menschen dienen.
Jeder und jede hat ein Recht auf be-

(Fortsetzung auf Seite 2)

Bild oben: Ein noch ordentliches
Mietwohngebiet im Sommer 2004

Bilder unten: Müllberge und Wasserschä-
den im Februar 2005

Tausend Mieter klagen an!
Bilanz-Gewinn der GBH steigt. Wohnungsmiete steigt.

Aber kein Geld für Sanierung der Wohnungen. Die Geduld der Mieter am Ende.



Bei der Gemeinderatssitzung am 16. Januar 2005 ging es
bei dem Tagesordnungspunkt "Soziale Stadt" um die
Wohnsituation "Voith-Siedlung". Die DKP-Stadträte Pü-
schel und Huber hatten grundsätzliche Fragen zur Neuge-
staltung des Wohngebietes.
Püschel: "Es ist niemandem verborgen geblieben, daß die
DKP sich für den Erhalt und die Sanierung von "Klein
Zürich" ausspricht. Mit diesem von der Stadt vorbereiteten
Plan wird der Abriss weiter zementiert. Deshalb stimmen
wir dem Plan nicht zu. Wir entscheiden uns für die Mieter
und gegen die GBH-Aktionäre. In den letzten Jahren haben
wir uns mit vielen Mietern unterhalten. Sie sind mit der
Mietpolitik der GBH nicht einverstanden. Das, was jetzt
von der Stadt angeblich geplant wird, nämlich Mieterver-
sammlungen, Mieterbefragungen, Workshops und Infoge-
spräche hätte schon viel früher stattfinden müssen...

Püschel konnte seine Rede
nicht weiterführen, weil er
von Oberbürgermeister Ilg
daran gehindert wurde. OB
Ilg hingegen pries die Miet-
politik der GBH. Daraufhin
meldeten sich die beiden
DKP-Stadträte erneut zu
Wort. Diese Wortmeldungen
wurden von OB Ilg nicht
mehr zugelassen. Die beiden
Stadträte bestanden aber auf
ihre Wortmeldung. Als letzten
Ausweg stellte OB Ilg den Antrag auf Schluss der Debatte.
Erwartungsgemäß stimmten diesem Antrag eine Mehrheit
der anwesenden Stadträte und Stadträtinnen zu.

zahlbaren und gesunden Wohnraum. Davon, so Püschel, ist die GBH längst abgekommen. Und dahin, so ist sich Püschel
mit den Mietern einig, muß die GBH wieder gezwungen werden. 1000 Mieter haben eine gewichtige Stimme.

Was verlangen die Mieter:
Nicht Abriß, sondern die regelmäßige Sanierung der Wohnungen. Mieten müssen bezahlbar sein. In den großen
Wohngebieten müssen Büros eingerichtet werden, damit die Mieter dort ihre Probleme darlegen können. Diesen Problemen
muß von Seiten der GBH nachgegangen werden. Somit könnten schon frühzeitig Unstimmigkeiten vermieden und der
soziale Frieden gewährleistet bleiben. Auch Arbeitsplätze würden geschaffen.
Die GBH hat, laut ihrem Geschäftsbericht, genug Geld. Dieses Geld, welches ja von den Mietern stammt, muß den Mietern
wieder zugute kommen.

(Fortsetzung von Seite 1)

DKP-Stadträten das Wort entzogen

DKP Sradtrat
Reinhard Püschel

Stadtwerke AG hüllt sich in Schweigen
Öffentliche Daseinsvorsorge hinter verschlossenen Türen.

Es ist nur gerecht und muss auch möglich
sein, dass das, was zum Grundbedürfnis
oder der Daseinsvorsorge eines Menschen
zählt und unweigerlich notwendig ist,
nicht hinter verschlossenen Türen abge-
handelt werden darf. Die Stadtwerke AG
stellen die Grundstoffe wie Strom, Gas
und Wasser den Familien in Heidenheim
zur Verfügung. Es ist daher nur recht und
billig zu erfahren, wie die Preise für
Strom, Gas und Wasser und Wärme zu-
standekommen. Eine mit 100 Prozent im
Besitz der Stadt Heidenheim befindliche
Gesellschaft darf sich der Aufklärung
nicht verschließen. Warum von Seiten
des Oberbürgermeisters der Stadt kein
gleichlautendes Interesse zur Preisaufklä-
rung formuliert wird, ist politisch nicht
zu verstehen. Es muss auch ihm gelegen
sein, den Tarifkunden der Stadtwerke AG
in ihrem Verlangen nach einer gläsernen
Preiskalkulation zur Seite zu stehen.
Wenn sich die Stadtwerke Heidenheim
mit der Offenlegung der Preiskalkulation

den Bürgern verweigern, nützen noch so
langatmige Interviews von Herrn Brün-
ner mit HZ-Redakteur Pisterer auch
nichts mehr. Zur Da-
seinsvorsorge und damit
zur Kernaufgabe der
Stadtwerke AG zählt
ohne Zweifel, die Hei-
denheimer Haushalte
mit Strom, Gas, Wasser
und Wärme zu versor-
gen. Dazu sind Investi-
tionen und die Service-
mobile für einen Stör-
dienst rund um die Uhr
notwendig. Zweifel hin-
sichtlich der Sponsorentätigkeit der
Stadtwerke AG an kulturelle Einrichtun-
gen sind, angebracht. Diese Sponsoren-
gelder sind wie der Gewinn und die
Konzessionsabgabe, auch von den Tarif-
kunden der Stadtwerke AG zu erwirt-
schaften. Geht es um die Daseinsvor-
sorge der Bürger, kann erwartet werden,

dass sich die Geschäftspolitik der Stadt-
werke AG auf ihre Kernaufgaben be-
schränkt. Gerade weil Strom, Gas, Was-

ser und Wärme zur Da-
seinsvorsorge zählt, muss
angesichts der unsozialen
Entwicklung in sämtlichen
Lebensbereichen, gerade
bei diesen Grundbedürfnis-
sen mit geringsten Ertrags-
vorstellungen eine Preis-
kalkulation durchgeführt
werden. Die Stadtwerke
AG beklagt offene Rech-
nungen mit rund einer hal-
ben Million. Auch das ist

ein Argument, die Preiskalkulation offen
zu legen, um preistreibende Faktoren in
der Kalkulation sichtbar zu machen.
Nicht die Zahlungsmoral der Bürgerin-
nen und Bürger sinkt, sondern Hartz IV,
die Verarmung auch in unserer Bevölke-
rung sind die Ursachen.



Sehr geehrter Herr Huber,
wir werden Ihren offenen Brief an OB Bernhard Ilg nicht veröffentlichen. Sie haben als Stadtrat, im Gegensatz zu anderen
Leserbriefschreibern, die Möglichkeit, in der Gemeinderatssitzung Ihre Anliegen und Probleme vorzutragen. Sie sind nicht als
Leserbriefschreiber, sondern als Stadtrat gewählt worden. Dasselbe gilt für Ihren Kollegen Püschel.
Wir werden deshalb in Zukunft sehr genau prüfen, ob wir Leserbriefe von Ihnen und von Herrn Püschel in unserer Zeitung
abdrucken werden.
Mit freundlichen Grüssen
Norbert Pfisterer, Redaktionsleiter der HZ

Unabhängige Heimatzeitung der Schwäbischen Ostalb

Heidenheimer Zeitung
verweigert die Veröffentlichung eines „Offenen Briefes“ von DKP Stadtrat Huber an

Oberbürgermeister Bernhard Ilg

Offener Brief an
Herrn Oberbürgermeister Bernhard Ilg
zu der verbalen Attacke in der Sitzung des Gemeinderats am 24.02.2005

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,

zum einen zeichnet Sie Ihre Haltung aus, sich als Vorsitzender des Aufsichtsrats der Stadtwerke AG vor deren Vorstand
Herrn Brünner zu stellen.
Zum andern aber sind Sie ein kommunalpolitischer Mandatsträger und sind als solcher der Öffentlichkeit Rechenschaft
schuldig.
Dass Sie sich durch meine immer wieder gestellten Fragen nach einer Offenlegung der Gaspreiskalkulation attackiert
fühlen, liegt nicht an mir, sondern ist in der Sache für mehr öffentliche Aufklärung begründet. Nur wer etwas
verheimlichen will, verehrter Herr Ilg, versteckt sich hinter Geheimhaltungsparagraphen und Aktendeckeln. Ihre exakte
Recherche in der Verwaltung habe ergeben, behaupten Sie, die Stadt habe auf über 13 Mio. Euro Konzessionsabgabe
verzichtet. Beim bestem Willen, Herr Oberbürgermeister, mir ist seit es Euro gibt, kein derartiger Betrag bekannt, auf
den die Stadt verzichtet hätte. Selbst im Zeitraum von 1990 bis 1995 gab es meinen Recherchen nach nur ein Jahr,
nämlich 1992, ohne Konzessionsabgabe. Es war das Jahr mit einem Bilanzverlust von 4,2 Mio. DM. Im Jahr darauf,
1993, war der Bilanzverlust 4,6 Mio. DM, eine Konzessionsabgabe von 5,5 Mio. DM wurde an die Stadtkasse
Heidenheim überwiesen und sogar 1995 mit einem Bilanzverlust 3 Mio.
DM wurden 7,1 Mio. DM Konzessionsabgabe bezahlt. Richtig ist,
verehrter Herr Ilg, dass die Stadtwerke AG eine gewaltige Altlastsanie-
rung zu schultern hatten. Richtig ist aber auch, das hätte Ihre Recher-
che auch ergeben müssen, dass die Kosten dieser Sanierung auch vom
Land und Bund mitfinanziert wurden. Was Ihre Recherche aber ver-
schweigt, ist die Tatsache, dass von den Stadtwerken ein Werkstatt-
Neubau statt mit den ursprünglich geplanten 20 Mio. DM mit 32 Mio.
DM abgerechnet wurde. Wer wohl diesen Stadtwerke-Skandal finan-
ziert hat, sollte auch in Erinnerung gebracht werden.
Es wäre so leicht, Herr Oberbürgermeister, mit Aufklärung und Veröf-
fentlichung der Kalkulationsunterlagen für Gas, Strom, Wärme und
Wasser der Öffentlichkeit klaren Wein einzuschenken, um den Preis-
und Kalkulationkonflikt auszuräumen.
Richtig ist, Herr Oberbürgermeister, dass ich ein Gesprächsangebot
von Herrn Stadtwerkevorstand Brünner abgelehnt habe. Hätte Herr
Pfisterer (nopf-HZ) meinen von Ihnen erwähnten Leserbrief nicht ge-
rade an dieser Stelle gekürzt und verstümmelt, wäre Ihnen bereits am
17.02.05 bekannt gewesen, warum das Terminangebot von Herrn
Brünner (Stadtwerke AG) von mir nicht wahrgenommen wurde. Herr
Brünner hatte nicht die Absicht, mir sein Geheimnis über seine Preis-
kalkulation zu lüften.
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, es ist schon verwunderlich, wie
Sie zu dem Tagesordnungspunkt 3 der Gemeinderatssitzung am 24.02.05 “Beteiligungsbericht des Jahres 2003” zu dem
aus dem Gemeinderat keine einzige Wortmeldung vorlag, reagierten. Ihre verbale Attacke ohne Anlass lässt leicht den
Schluss zu, dass Sie dazu vorbereitet waren. Verwunderlich ist gleichfalls, dass Herr Brünner von der Stadtwerke AG
und Herr Griesinger von der GBH als Zuhörer auf der Zuhörerempore des Rathauses platziert waren. Einen sog.
Beteiligungsbericht zum Jahr 2003 lediglich zur Kenntnisnahme dem Gemeinderat vorgeschlagen, reißt niemanden
vom Hocker. Für die Presse hat Herr Zeeb, unser Stadtkämmerer, eine vorbereitete Information bereit gehalten. Alles
deutet darauf hin, dass Ihre Attacke vorbereitet und abgesprochen war, um dem Informationsbedürfnis, das in der
Bürgerschaft einen großen Stellenwert hat, zu diskreditieren. Schon deshalb, weil Sie, Herr Oberbürgermeister, durch
keine Wortmeldung auch keinen Anlass hatten, fällt diese Attacke aus dem Nichts, wie ein Bumerang auf Sie selbst
zurück.
Mit freundlichen Grüßen, Ihr DKP Stadtrat Ulrich Huber

HZ 26.02.2005



„Ja“ zu Tourismusgastronomie auf dem Schlossberg
Veranstaltungshalle in den Brenzpark!

Noch existiert der einstimmige Ge-
meinderatsbeschluss vom Juli 2003 in
den Seewiesen eine für das ganze Hei-
denheim nutzbare Veranstaltungs-
halle zu bauen.
Mit der Sinneswandlung von OB
Ilg bereits im Herbst 2003, den
vorab verworfenen Standort
Schlossberg wieder zu favorisie-
ren folgte er dem Bestreben der
GBH und der Heidenheimer Indu-
strie und der dazu eigens konstitu-
ierten „Entwicklungsgesell-schaft
Schlossberg GmbH &Co. KG“.
Mit einem Bürgerbegehren der kom-
munalen Grünen wurde das Quorum
zur Durchführung eines Bürgerent-
scheides vor der Kommunalwahl 2004
gegen ein Wellness-Hotel mit Stadt-
halle und Parkhaus auf dem
Schlossberg erreicht. Die Wandlungs-
fähigkeit scheint nicht erschöpft. Aus
dem Wellness-Hotel mit Stadthalle
und Parkhaus ist jetzt ein Veranstal-
tungszentrum mit Hotel, Gaststätte
und Halle geworden. Eine neue Vari-
ante für die alte Politik.

Verkehrsentwicklung
umsetzen!
Im Übrigen vergessen Verwaltung und
Gemeinderat ihr entschiedenes „Ja“
zum „Integrierten Verkehrsentwick-

lungsplan“, der nicht nur die Ver-
besserung des ÖPNV und die Halte-
stelle Marienstraße beinhaltet, son-

dern auch im zweiten Abschnitt, der
jetzt ansteht, die Verbesserung einer
Südumgehung über die
Schlosshaustraße mit Scheiteltunnel
zum Katzental und von der Paul-
Hartmann-Straße hinüber zur B19.
Eine wichtige Südumgehung zur
Entlastung der Innenstadt und Bele-
bung der südlichen Hauptstraße.
Soll auch diese Verkehrsvariante
dem Luxusvorhaben von GBH,
VOITH, Hartmann und anderen Un-
ternehmen geopfert werden.

Ein Schulungs- und
Industrie-Hotel im Zentrum
Ist zu viel verlangt, dort wo VOITH,
die Spatzen pfeifen es von den Dä-
chern, sich mit Abrissgedanken des

Hochregallagers in der Sankt Pöltener
Straße beschäftigt, ein Hotel mit ge-
nau den Industriebedürfnissen die sie

fordern, gemeinsam mit anderen
Industrieunternehmen zu bauen?
Ein Betriebsnahes Schulungs-
und Gästehotel mit allen den ge-
hobenen Industrieansprüchen ist
im Zentrum der Stadt besser auf-
gehoben. Gehobene Industriebe-
dürfnisse sollten nicht mit Städti-
schen Veranstaltungshallen und
mit kommunalen Steuergeldern
verknüpft und befriedigt werden.

Wir bleiben dabei!
Wir unterstützen eine Tourismusga-
stronomie auf dem Schlossberg
Die DKP bleibt dabei. Wir sagen un-
eingeschränkt „Ja“ zu einer Veranstal-
tungshalle in den Seewiesen beim
Brenzpark. Dort, das hat der Gemein-
derat festgestellt herrscht die beste
Infrastuktur. Parkplätze, Schäferlauf,
Brenzpark, Naherholung, Jugend,
Rock, für Menschen, Musik, Mese
Match, Sport, Halle, Saal, Foyer und
Terrasse. Eine Halle im Brenzpark in
guter Nachbarschaft zu unserer
Landsgartenschau nach 2006. Nach-
haltig für die Zukunft.

Wir können jeden Euro brauchen.....,
für Handzettel, Zeitungen, für betriebliche und kommu-

nale Informationen und Werbematerial.

Unsere politische Arbeit kostet Geld.

Sie können uns mit einer kleinen
Spende helfen.

Unsere Kontonummer: 413 903   BLZ 632 500 30
Kreissparkasse Heidenheim

Wenn Sie eine Spendenbescheinigung brauchen: Tel.: (07321) 924 206

Abonnieren Sie unsere Wochenzeitung
UZ unsere zeit

Normal-Abo   98,50 Euro   im Jahr


